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Karl Ludwig Rabe      Hann.Münden,  den 06.05.2013 

Alexander-Schmorell-Schule Kassel 

Dienstl. 0561/813028, priv. 05544/635 

 

Stellungnahme zum 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Neuregelung 

schulischer Inklusion in Hessen (GENESIS) 

 

§ 49 Anspruch auf sonderpädagogische Förderung 

(1) Gemeinsame Beschulung als definierter Regelfall  auf der Basis des Anspruches auf 

sonderpädagogische Förderung und „angemessene Unterstützung“                                       

Diese wäre zu beschreiben, Sozial- und Jugendhilfeleistungen zum Beispiel 

Weshalb wird in (1) der Behinderungsbegriff eingeführt, der im geltenden 49 nicht 

enthalten ist? 

(2) Elternwunsch ist zu berücksichtigen: Wahlrecht der Eltern umfassend;   

Zunächst einmal eine begrüßenswerte Formulierung; wenn die Schulform nicht mehr 

oder nur noch eingeschränkt vorgehalten wird (Förderschule L), gibt es das Wahlrecht 

wohl kaum noch, ein Teil der Elternschaft wird auf Privatschulen ausweichen. 

Bedeutet §51(2), dass die Förderung gleich mit welchem Anspruch auf 

sonderpädagogische Förderung an jeder allgemeinen Schule stattfinden kann oder 

bezieht sich der Satz auch auf die Wahl einer Förderschule? 

(3) Förderplan: wie bekannt  aber: wieso entfällt hier die Kurzdefinition und die 

Fortschreibungspflicht? 

§ 50 Inklusion, Kooperationsvereinbarung, Förderbudget (statt „Förderauftrag und 

Förderschwerpunkte“) 

(1) Rehabilitation und Inklusion als gemeinsamer Auftrag von allgemeinen Schulen und 

Förderschulen: 

Grundsätzlich richtiger Ansatz wie bisher; Weshalb werden bei der Prävention die 

Beratungs-und Förderzentren nicht mehr benannt? Nicht jede Förderschule ist BFZ. 

(2) Kleinklassen Eh und Sprachheilklassen als Mittel der Prävention  
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Dies ist eher schon eine Intervention, Prävention muss eher ansetzen, und zwar im 

vorschulischen Bereich und auf der Ebene der Therapie und der Frühförderung, eine 

effektivere Zusammenarbeit ist möglich. Weshalb werden die Dezentrale Erziehungshilfe 

und die Sprachheilförderung hier nicht mehr genannt? Die Festlegung auf Kleinklassen ist 

an dieser Stelle nicht überzeugend.  

Ebenfalls nicht plausibel ist der Wegfall der Nennung der Förderschwerpunkte an dieser 

Stelle. Sie    werden unter dem §53 „Förderschulen und Förderzentren“ aufgelistet, was 

aber wegen des Förderanspruchs auch in der inklusiven Beschulung nicht einleuchtet.  

 

(3) Kooperationsvereinbarung zwischen Schul- und Jugendhilfeträgern zur inklusiven 

Beschulung:  

Grundsätzlich zu begrüßen, der Sozialhilfeträger fehlt hier im Sinne von SGB IX und XII. 

Zudem sollte ein wirkungsvolles Beteiligungsverfahren erwähnt werden.  

(4) Regionale Förderbudgets im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen:  

Guter Ansatz, da sinnvoll ressortübergreifend 

§ 51 Inklusiver Unterricht an allen Schulen 

(1) Forderung an alle Schulen und Lehrkräfte, Zusammenarbeit mit den „Förderzentren“ 

: Grundsätzlich in Ordnung, aber die Formulierungen des gültigen Absatz 1 sind 

umfassender und präziser. Was sind „Förderzentren“? Sind sie identisch mit den BFZ? 

Was ist mit dem Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“, in dem kaum BFZ 

existieren? 

(2) Negierung des Anspruchs auf eine bestimmte Schulform: Sinnvoll als individuelle 

Abwägung, aber auch als neue Form des Ressourcenvorbehaltes lesbar. Sollen die 

fachlichen Spezifika der verschiedenen Förderschulformen aufgehoben werden? 

Weshalb entfällt hier die Verpflichtung der Schulträger, für die räumliche und 

sächliche Ausstattung zu sorgen?  

(3) „Förderschulen können in inklusive Schulen umgewandelt werden.“  

Bemerkenswertester Satz des Entwurfes, wenn damit die mögliche Aufnahme nicht 

behinderter Schüler/innen in Förderschulen  zu verstehen ist. Diese Option ist 

angesichts der vorliegenden Erfahrungen sehr zu begrüßen. 

§52 Besonderer Unterricht in der Berufsschule 
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§ 53 Förderschulen und Förderzentren 

(1) Definition von Förderschulen für den Übergangszeitraum bis zur „Verwirklichung 

eines inklusiven Schulsystems“ Was ist mit dem Elternwillen nach der Verwirklichung 

eines inklusiven Schulsystems? Welche Kriterien gelten für ein inklusives Schulsystem? 

Wurde der Aspekt der Abteilungsbildung und der Mehrfachbehinderung hier bewusst 

weggelassen? Weshalb wird der Auftrag der Förderschulen, allgemeine Schule zu 

beraten, weggelassen (siehe besonders Förderschwerpunkt geistige Entwicklung)? 

Welche fachliche Begründung gibt es dafür?  

Förderschulen eigenständig oder als Abteilung; Berufsschulen:  Bestandsschutz für 

die Edith-Stein-Schule Hochheim? 

(2) BFZ: „an Förderschulen eingerichtet“ also keine Unabhängigkeit. Beratung und 

Förderung als Aufgaben. Was ist mit der Aufgabe Inklusive Beschulung? Die 

Zuständigkeit von regionalen und überregionalen BFZ sollte hier bereits verankert 

werden. Die Mitverantwortung für die Gestaltung des inklusiven Unterrichts steht für 

den Erhalt von Qualitätsstandards, sie sollte daher nicht gestrichen werden wie im 

Entwurf lesbar. 

(3) bis (5) Förderschwerpunkte; Förderschwerpunkt Lernen: Verzicht auf eine Schulform 

Was ist mit dem Wahlrecht, soll es hier nicht gelten, so sollte die Abweichung benannt 

werden. Förderschwerpunkt geistige Entwicklung: Die beiden genannten Aufgaben 

sollten ergänzt werden(Kulturtechniken, Teilhabe, Spezifika des Bildungsganges) 

Welche Absicht gibt es im Förderschwerpunkt Sprachheilförderung, gerade angesichts 

der Möglichkeit, Kleinklassen einzurichten nach §50(2)? 

Was ist mit der im geltenden §53 vorgesehenen Möglichkeit der 

Kooperationsklassen? 

Es ist nicht zu begrüßen, dass die Zielsetzungen der Zusammenarbeit von allgemeinen 

Schulen und Förderschulen (Verminderung oder Beseitigung von Förderbedarf, Option 

zielgleicher Schulabschluss) hier nicht mehr explizit benannt werden. 

Gerade wegen des Umfangs des Förderschwerpunktes Lernen sollte etwas zum 

Kompetenzerwerb bzw. Kompetenztransfer für Lehrkräfte an allgemeinen Schulen 

gesagt werden. Ähnliches gilt für die gemeinsame Förderplanung der eingesetzten 

Lehrkräfte.  

Schulpolitisch zu bedenken ist die Frage, wie eine Heterogenität hinsichtlich der 

Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit dem Förderschwerpunkt Lernen 

sichergestellt werden kann, damit keine „Restschule“ im Haus der allgemeinen Schule 

entsteht. 
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§ 54 Überprüfung und Feststellung des Anspruchs auf sonderpädagogische Förderung 

(1) Antragswesen und Prävention: Schulamt wieder zuständig für die Feststellung des 

Anspruchs auf sonderpädagogische Förderung:  Dies kann als Sicherung der 

Fachlichkeit gerade bei infrage kommenden Förderansprüchen körperliche und 

motorische Entwicklung, Hören oder Sehen betrachtet werden. In Sachen Prävention 

durch die allgemeine Schule braucht es wirksame Standards.   

(2) Grundlage der Entscheidung ist in der Regel ein Gutachten: Verfahren wie vor der 

Schulgesetznovelle; siehe erste Bemerkung zu (1), inhaltlich klare Definition des 

Begriffs `Gutachten` ist erforderlich. 

(3) Allgemeine Schule oder Förderschule: Förderschule nur auf Elternantrag; 

entscheidend ist die Sicherung sonderpädagogischer Beratung und Förderung an allen 

Förderorten.  

(4) Schulamt bestimmt die zuständige Förderschule nach Elternentscheid für 

Förderschule: Klare Entscheidungskompetenz, weitgehend Wiederkehr der früheren 

Vorgehensweisen.  

(5) Förderausschuss: auf Antrag der Eltern bei vorliegendem Anspruch: Rückschritt, da 

bisher auch vor Feststellung ein Förderausschuss eingerichtet werden kann. 

„Etikettierung“ also als Vorbedingung für einen Förderausschuss? 

 Vorsitz hat der Fachberater oder ein vom Schulamt Beauftragter:  Vorteil: bessere 

Steuerungsmöglichkeiten, Nachteil: mögliche Abwertung der BFZ 

Grundsätzlich ist ein Vertreter des Schul- und Jugendhilfeträgers vorgesehen: Wohl 

nur bei deutlicher Reduzierung des Aufkommens von Förderausschüssen machbar.  

(6) Aufgabe des Förderausschusses: Empfehlung über einen zum festgestellten Anspruch 

passenden Unterricht, Beratung und Begleitung der allgemeinen Schule im 

individuellen Fall, Umwertung der Aufgaben des Förderausschusses, Beratung und 

Begleitung: Unklar, wie dies umzusetzen ist, welche Aufgabenverteilung mit den 

Beratungs- und Förderzentren soll es geben?  

§ 55 Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

In der Rechtsverordnung kann die inklusive Beschulung von einer angemessenen räumlichen 

Ausstattung abhängig gemacht werden:  Hier scheitert der Entwurf an seiner eigenen 

Vorgabe des Verzichtes auf den Ressourcenvorbehalt und hebelt die Entscheidung der Eltern 

im Einzelfall wieder aus, was durch den Wegfall der auf den Schulträger hinsichtlich seiner 

Verpflichtungen bezogenen Formulierungen im §51(2)verschärft wird.   
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§ 187(6) Übergangsregelung 

Hier sollten flexiblere Lösungen gefunden werden, um die Begleitumstände einer 

auslaufenden Restschule zu vermeiden, zum Beispiel die Anbindung an allgemeine Schulen im 

Rahmen von Förderklassen, siehe §53(1) 

 

Karl Ludwig Rabe 

Förderschulleiter 
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LANDESVERBAND HESSEN  
im GANZTAGSSCHULVERBAND  
GGT E.V. 
Vorsitz: Guido Seelmann-Eggebert 
Anschrift:  Lichtenbergstr. 13a 

65191 Wiesbaden 
Tel.:  0611/500691 
eMail: gkseelmann@t-online.de 
 
Bankverbindung des Verbandes 
Nassauische Sparkasse 
Kontonr.: 3122145927  
BLZ:          510 50015  

 

 
Ganztagsschulverband Hessen  
 
An 
den Vorsitzenden 
des Kulturpolitischen Ausschusses 
Herrn Dr. Michael Reuter 
Hessischer Landtag 
z.Hd. Frau Öftring 
Schlossplatz 1-3 
 
65183 Wiesbaden 
 
 
Ihre Zeichen, Ihre Nachr. vom  Uns. Zeichen, uns. Nachr. vom   Datum 
I A 2.8 /12.04.2013  Bartak /Stellungnahme GGT e.V.   03. Mai 2013 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Reuter, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Einladung zur  Anhörung am 16.05.2013 bedanke ich mich im Namen des 
Ganztagsschulverbandes GGT e.V. Landesverband Hessen als Vertreterin für den 
1.Vorsitzenden, Herrn Seelmann-Eggebert. 
 
Mein Name ist Kristina Bartak, ich bin Mitglied des GGT-Vorstands und Schulleiterin der 
Grundschule Gießen-West, einer Ganztagsgrundschule, die seit mehr als 20 Jahren sehr 
vielfältige gute Erfahrungen mit Integrationsklassen im Gemeinsamen Unterricht gemacht 
hat. 
 
Unsere Stellungnahme zu dem Gesetzesentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz 
über die Neuregelung schulischer Inklusion in Hessen konzentriert sich auf zwei unserer 
Ansicht nach zentrale Aspekte: 
 

1. Ressourcenöffnung, Nutzung von Potenzialen und Synergieeffekten  
2. Verortung multiprofessioneller Teams in Stammschulen 

Ganztagsschule und Inklusion sind in ihren Kernzielen eng miteinander verwoben, zeigt 
doch gerade die Ganztagsschulentwicklung, was es heißt, Schule ganzheitlich  auch als 
sozialen Lern- und Erfahrungsraum, als gemeinschaftlichen Lern- und Lebensraum für 
Kinder, Jugendliche und ihre Eltern (Partizipation) ernst zu nehmen und Heterogenität in 
ihrer realen Gegebenheit als Bereicherung, Herausforderung und Chance zu verstehen. 
Es galt und gilt mit sensiblem Gespür auf gesellschaftliche Veränderungen und die damit 
verbundenen  Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche, dem Potenzial unserer Zukunft,  
zu reagieren, d.h. eine Schule für alle Kinder „neu“ zu denken. 
 

LANDESVERBAND HESSEN  
im GANZTAGSSCHULVERBAND  
GGT E.V. 
Vorsitz: Guido Seelmann-Eggebert 
Anschrift:  Tempelhofer Str. 57 
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Dabei geht es um Zeit und Raum, Rhythmus und verlässliche Beziehungen. 
 
Gemeinsames und individuelles Lernen/ (Er-)Leben, Schulfreude, Entfaltung, 
entsprechendes individuelles Fördern und Fordern sowie Beraten können nur in einem 
verbindlichen, persönlichen Rahmen gelingen, geprägt durch eine Kultur der 
Wertschätzung und ein entsprechendes Schul- (Lern-, Kommunikations- und Arbeits-) 
Klima. 
Das ist einerseits eine Frage der Einstellung/Haltung, andererseits eine klare Erfordernis 
der angemessenen Ausstattung in räumlicher/baulicher, sächlicher und personeller 
Hinsicht ohne Ressourcenvorbehalt. 
  
Vorrang vor Quantität haben in jedem Fall Qualität, Kontinuität und Zielorientierung aller  
Maßnahmen, das bestätigen zahlreiche wissenschaftliche Forschungsergebnisse in 
Bezug auf Gelingensbedingungen und Faktoren von Lernprozessen. 
Als entscheidend  werden immer wieder die Entwicklung verbindlicher 
multiprofessioneller Teamstrukturen genannt, d.h. ganzheitliches Lernen in verlässlichen 
Bindungen und Beziehungen an jedem Tag vor Ort. 
Dies ist nach unserer Erfahrung mit ambulanten Zuweisungen von 
Förderschullehrern/sonderpädagogischen Beratungs- und Förderstunden aus einem 
übergeordneten Beratungs- und Förderzentrum weder für Kinder/Eltern noch für 
Lehrkräfte zu gewährleisten. 
 
Vielmehr sollte in Hessen ein Schulgesetz den Bedürfnissen und dem Anspruch aller 
Kinder auf gesellschaftliche Teilhabe durch ein voneinander und miteinander Lernen mit 
einem umfassenden Verständnis von Inklusion gerecht werden, indem es in jeder 
(Ganztags-)Schule entsprechende Bedingungen schafft: 
 

 Ressourcen bündelt 
 

 z.T. bereits vorhandene Potenziale und Synergieeffekte nutzt 
 

 multiprofessionelle Teams aus  Förder- und Regelschullehrkräften, Psychologen, 
Erziehern, Sozialpädagogen, Therapeuten u.a.  verlässlich an jedem Tag vor Ort 
in einem Stammkollegium verankert 
 

 zielgerichtete Kooperationen mit Jugendhilfe, Vereinen, Verbänden, Institutionen, 
Hochschulen, Studienseminaren usf.  fördert 
 

 flexibel und differenziert regionale Standortbedingungen unterstützt 
 

 Aus- und Fortbildung sichert 
 

 angemessene Gruppengrößen im Blick hat 
 
und damit nicht weniger Inklusion bewirkt, sondern gesamtgesellschaftlich,  
zukunftsorientiert, nachhaltig wirksam mehr. 
 

 
 
 

Kristina Bartak 
 
Steinstraße 20 
35390 Gießen 
Tel. 0174-4875998 
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Hessischer Landtag,  
Geschäftsführerin Frau Öftring 
Schlossplatz 1 – 3 
65183 Wiesbaden 
 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! Marburg, den 5.5.2013 
 
Vielen Dank für die Zusendung des Entwurfs des Gesetzes über die Neuregelung schulischer Inklusion in 
Hessen (GENESIS). Gerne nehmen wir, der vds Verband Sonderpädagogik LV-Hessen, dazu in 
nachfolgenden Punkten Stellung. 
 
Unsere Anmerkungen zu A: 

 Mit	der	Unterzeichnung	der	UN‐BRK	im	März	2009	hat	sich	die	Bundesrepublik	Deutschland	
verpflichtet	die	Konvention	auf	allen	Ebenen	umzusetzen.	Mit	dem	von	der	Landesregierung	
formulierten	 Ressourcenvorbehalt	 kommt	 die	 Umsetzung	 der	 UN‐BRK	 in	 Hessen	 nur	
unzureichend	und	schleppend	voran.	Dabei	ist	der	Ressourcenvorbehalt	nur	ein	Problem.	

 Der	 vds‐LV	 Hessen	 regt	 an,	 die	 Begriffe	 der	 „Sonderpädagogischen	 Förderung“	 bzw.	 des	
„Sonderpädagogischen	 Förderbedarfs“	 durch	 die	 Formulierungen	 „Förderbedarf“	 bzw.	
„intensive	Förderung“	 	zu	ersetzen.	Formulierungen	mit	„sonderpädagogisch	…“	implizieren	
zumeist	eine	Etikettierung	und	institutionelle	Separierung.		

 Zu	beachten	ist	zudem,	dass	alle	Schülerinnen	und	Schüler	in	Hinblick	auf	die	schulischen	und	
individuellen	Bildungs‐	und	Entwicklungsziele	 einen	Anspruch	auf	Förderung	haben.	 Lernen	
erfolgt	bei	jedem	Individuum	auf	der	Basis,	der	individuellen	körperlichen	Grundlagen	und	der	
individuell	erworbenen	Kompetenzen.		

 In	 diesem	 Sinne	 ist	 es	 Auftrag	 jeder	 Schule	 jede	 Schülerin	 und	 jeden	 Schüler	 	 auf	 der	 Basis	
einer	 individuellen	 Lernstandsdiagnostik	 in	 seinen/ihren	 Kompetenzen	 zu	 stärken	 und	 zu	
fördern.		

 Inklusiver	 Unterricht,	 d.h.	 eine	 inklusive	 Pädagogik	 impliziert	 nach	 Auffassung	 des	 vds‐LV	
Hessen	frühzeitige	und	systematische	Prävention	und	die	Abschaffung	von	diskriminierenden	
Etikettierungen	und	Festschreibungen	von	Defiziten	(Behinderungen,	andersartig	sein…).	

 Mit	der	Aufhebung	der	individuellen	diskriminierenden	Etikettierung	ist	aus	unserer	Sicht	eine	
systembezogene	 Ressourcenzuweisung	 notwendig	 und	 unter	 Berücksichtigung	 statistischer	
Daten	der	vergangenen	Jahrzehnte	auch	regional	möglich.	Erfolgreiche	Konzepte	und		Modelle	
zur	 inklusiven	Bildung	 sind	 in	 ihren	 theoretischen	Grundlagen	und	 in	der	Umsetzung	 in	der	
Praxis	in	der	Literatur	beschrieben.		

Wir bitten unsere nachfolgend in der Sichtung des GENESIS formulierten Anmerkungen und Überlegungen 
in die weiteren Beratungen aufzunehmen. 
Mit freundlichen Grüßen 

Inge Holler-Zittlau 

Inge Holler-Zittlau 
(Vorsitzende vds-LV Hessen) 

1. Vorsitzende 
Inge Holler-Zittlau 
Barfüßerstraße 49 
35037 Marburg 
Tel 06421 21682 
Fax 06421 21685 
Holler-Zittlau@vds-hessen.com 
 

Verband 
Sonderpädagogik 
Landesverband Hessen e.V. 
www.vds-hessen.com 

vds Landesverband Hessen e.V. – Orangeriegasse 4b – 61348 Bad Homburg 
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Anmerkungen des vds LV-Hessen zu einzelnen Paragraphen des GENESIS 
 
Anmerkung: gelbe Markierung bedeutet: Text löschen 
          rote Markierung bedeutet Text einfügen 
          Unterstreichungen bedeutet: Anmerkungen dazu am Textrand 

 
 
Der siebte Abschnitt erhält folgende Fassung:  

"Siebter Abschnitt  

Sonderpädagogische Förderung  

§ 49  
Anspruch auf sonderpädagogische Förderung  

(1) Kinder und Jugendliche mit Behinderung und drohender 
Behinderung haben Anspruch auf sonderpädagogische X 
Förderung und angemessene Unterstützung. Sie besuchen den 
Unterricht der allgemein-bildenden und beruflichen Schulen 
(allgemeine Schulen) gemeinsam mit X Schülerinnen und 
Schülern ohne Behinderung (inklusive Bildung).  

(2) Dem Wunsch der Eltern auf sonderpädagogische Förderung in 
Förderschulen in ihren verschiedenen Formen ist zu entsprechen.  

(3) Die sonderpädagogische X Förderung erfolgt für jede Schülerin und 
jeden Schüler auf der Grundlage eines individuellen 
Förderplans.  

§ 50  
Inklusion, Kooperationsvereinbarung, Förderbudget  

(1) Die allgemeinen Schulen und die Förderschulen X haben den  
gemeinsamen Auftrag, bei der Rehabilitation und Inklusion der 
Kinder und Jugendlichen mit Anspruch auf sonderpädagogische 
X Förderung in die Gesellschaft mitzuwirken und dabei mit den 
Jugendämtern und den Trägern und Einrichtungen der 
Jugendhilfe nach dem Achten Buch des Sozialgesetzbuchs und 
den Trägern der Sozialhilfe zusammenzuarbeiten. Die 
sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentren, die nach § 
53 Abs. 2 an Förderschulen eingerichtet worden sind, 
koordinieren die Zusammenarbeit und unterstützen die 
allgemeinen Schulen bei der Erfüllung des Förderauftrags. Der 
Erfüllung des Auftrags dienen insbesondere Maßnahmen der 
Prävention und Minderung von Beeinträchtigungen in der 
allgemeinen Schule. Sie sind in Zusammenarbeit von 
allgemeiner Schule und Förderschule zu entwickeln.  

(2) Zu den vorbeugenden Maßnahmen gehören Fördersysteme wie zum 
Beispiel Kleinklassen für Erziehungshilfe und 
Sprachheilklassen. Hessischer Landtag · 18. Wahlperiode · 
Drucksache 18/7125 3  

Alle Institutionen, die an der 
Bildung und Erziehung der 
Schüler und Schülerinnen 
beteiligt sind, haben die 
Verpflichtung  zur Kooperation 
und individuellen Förderung 

X einfügen: Alle 
Schulen 

Kleinklasse für Erziehungshilfe und 
Sprachheilklassen sind 
separierendes Systeme und nicht im 
Sinne der UN-BRK. Eine 
dezentrale Ressourcenzuweisung 
ermöglicht präventive Förderung 
ohne diskriminierende und 
etikettierende Zuschreibung. 

X einfügen: allen 

X einfügen: intensive 

X einfügen: intensive 

Bei Streichung der Begriffe „Behinderung“ 
und „Sonderpädagogik“ würden sich §49ff  
auf alle Schülerinnen und Schüler im  
schulischen Bildungssystem beziehen. 

X einfügen: intensive 
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Die Kleinklasse ist die flexible Organisationsform, in der die besondere 
Förderung einzeln oder gemeinsam in Lerngruppen erfolgt. Der 
Schulträger legt im Schulentwicklungsplan (§ 145) fest, in 
welcher Zahl Kleinklassen für Erziehungshilfe oder 
Sprachheilklassen einge-richtet und unterhalten werden.  

(3) Schul- und Jugendhilfeträger und Land schließen X eine 
Kooperationsvereinbarung über die Ausgestaltung der 
inklusiven Beschulung ab.  

(4) Im Rahmen der Kooperationsvereinbarung gemäß Abs. 3 sind die 
Bildung und Ausgestaltung des regionalen Förderbudgets zu 
regeln.  

 
 
 
 

§ 51  
Inklusiver Unterricht in allen Schulen  

(1) Alle allgemeinen Schulen bieten inklusiven Unterricht an. 
Inklusiver Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit 
Anspruch auf sonderpädagogische Förderung und ohne diesen 
findet in enger Zusammenarbeit mit den Förderzentren statt. Bei 
der Planung und Durchführung des inklusiven Unterrichts 
wirken alle beteiligten Lehrkräfte zusammen.  

(2) Ein Anspruch auf sonderpädagogische Förderung begründet nicht 
die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Schulform.  

(3) Förderschulen können in inklusive Schulen umgewandelt werden. 
Dies ist bei der Schulentwicklungsplanung nach §§ 145 und 146 
zu berücksichtigen.  

§ 52  
Besonderer Unterricht in der Berufsschule  

In der Berufsschule kann der Bedarf an sonderpädagogischer X 
Förderung außer in den Formen des inklusiven Unterrichts in der 
Regelklasse in Bildungsgängen erfüllt werden, die auf eine 
Berufsausbildung oder eine Berufstätigkeit vorbereiten oder für 
einen Beruf qualifizieren.  

§ 53  
Förderschulen und Förderzentren  

(1) Bis zur Verwirklichung eines inklusiven Schulsystems sind 
Förderschulen, die nicht nach § 51 Abs. 3 zu inklusiven Schulen 
weiterentwickelt werden, Einrichtungen für Schülerinnen und 
Schüler, die auf Dauer oder für einen längeren Zeitraum einer 
sonderpädagogischen X Förderung bedürfen und deren Eltern 
sich für den Besuch dieser Schule entscheiden. In ihnen sind 
pädagogische Hilfen zur individuellen Förderung der 
Schülerinnen und Schüler sowie zur Erleichterung deren 
Übergangs in die allgemeinen Schulen zu geben. Die 
Förderschulen können entsprechend dem regionalen Bedarf als 
eigen-ständige Schulen oder als Zweige, Abteilungen oder 
Klassen allgemeiner Schulen geführt werden. Berufsschulen 
können als eigenständige Förderschulen nur X geführt werden, 
wenn besondere Formen überregionaler Berufsausbildung eine 
Beschulung in enger Verbindung mit der Ausbildungsstätte 
erforderlich machen.  

(2) Sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentren werden an 
Förderschulen eingerichtet und übernehmen Aufgaben der 
Beratung und der ambulanten sonderpädagogischen X 
Förderung in den allgemeinen Schulen. Sie sollen mit den 

X einfügen: Sind verpflichtet 
eine … einzugehen.  

Der Begriff regionales 
Förderbudget ist unklar und bedarf 
der Konkretisierung. Welche 
Gelder fließen  in das Budget? 
Wer speist diese ein? Wer verteilt, 
bzw. weist zu? 

Förderschulen sind sukzessive 
abzubauen, ggf. 
übergangweise in 
kooperativen Formen zu 
führen. 

X  einfügen: In 
Zusammenarbeit mit dem  
zuständigen BFZ 

X einfügen: intensiver 

X einfügen: intensive 

X einfügen: intensiven 
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Beratungsstellen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
zusammenarbeiten. Über die Einrichtung eines 
sonderpädagogischen Beratungs- und Förderzentrums 
entscheidet das Kultusministerium im Benehmen mit dem 
Schulträger.  

(3) Sonderpädagogische Förderung ist nach Förderschwerpunkten 
gegliedert. Förderschwerpunkte mit einer der allgemeinen 
Schule entsprechenden Zielsetzung sind:  

1. Sprachheilförderung,  

2. emotionale und soziale Entwicklung,  

3körperliche und motorische Entwicklung,  

4. Sehen,  

5. Hören,  

6. kranke Schülerinnen und Schüler.  

Förderschwerpunkte mit einer von der allgemeinen Schule 
abweichenden Zielsetzung sind:  

1. Lernen,  

2. geistige Entwicklung.  

(4) Aufgabe im Förderschwerpunkt Lernen ist es, Kinder und 
Jugendliche mit einer erheblichen und lang andauernden 
Lernbeeinträchtigung zu einem den Zielsetzungen 
entsprechenden Abschluss zu führen, soweit nicht der 
Übergang in den Bildungsgang einer allgemeinen Schule 
möglich ist. Die Förderung in dem Schwerpunkt Lernen 
erfolgt abweichend von Abs. 1 ausschließlich im Rahmen der 
inklusiven Beschulung.  

(5) Aufgabe im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung ist es, bei 
Kindern und Jugendlichen mit geistiger Behinderung kulturelle 
und gesellschaftliche Teilhabe sicherzustellen, indem 
Schülerinnen und Schülern Kompetenzen vermittelt werden, 
selbstbestimmt soziale Bezüge mit zu gestalten und zur eigenen 
Existenzsicherung beizutragen.  

§ 54  
Überprüfung und Feststellung des Anspruchs auf sonderpädagogische 

Förderung  
(1) Auf Antrag der Eltern oder der allgemeinen Schule im Benehmen 
mit den Eltern stellt die Schulaufsichtsbehörde den Anspruch auf 
sonderpädagogische X Förderung fest. Der Antrag der allgemeinen 
Schule muss den Anspruch auf Förderung begründen und die 
bisherigen vorbeugenden Maßnahmen darstellen; er kann ohne 
sonderpädagogische Überprüfung zurückgewiesen werden, wenn 
weitere vorbeugende Maßnahmen ausreichend und der allgemeinen 
Schule möglich sind.  
(2) Grundlage der Entscheidung über Art, Umfang und Dauer des 

Anspruchs auf sonderpädagogische X Förderung und über die 
Voraussetzungen für einen angemessenen Unterricht sind eine 
sonderpädagogische Überprüfung durch eine 
Förderschullehrerin oder einen Förderschullehrer, bei Bedarf 
eine schulärztliche Untersuchung und in Zweifelsfällen eine 
schulpsychologische Untersuchung. Das sonderpädagogische 
Überprüfungsverfahren kann mit Einverständnis der Eltern 
entfallen. Die Entscheidung wird in diesem Fall auf der 
Grundlage diagnostischer Unterlagen aus vorbeugenden 
Maßnahmen, aus dem Bereich vorschulischer Förderung und, 
wenn erforderlich, des schulärztlichen Gutachtens getroffen. Die 

Die Gliederung nach 
Förderschwer- 
punkten ist zu hinterfragen. Die 
Förderung muss sich an den 
kompetenzorientierten 
Förderplänen für die jeweilige 
Schülerin, den jeweiligen Schüler 
orientieren. Für die Förderung 
können keinen abweichenden  
Zielsetzungen sondern nur 
kompetenzorientierte Förderung 
sinnvoll sein. D.h. sehr wohl, dass 
es eine spezifische Förderung 
geben darf, kann und muss, die 
nicht über Etikettierung erfolgt. 
Die Förderung erfolgt durch 
spezifisch ausgebildete 
Fachkräfte (LehrerInnen). 

X einfügen: intensive  

Bei Abschaffung der etikettierenden 
Förderschwerpunkte entfällt die 
Feststellung des Anspruchs auf 
Sonderpädagogischen Förderbedarf. 
Entscheidend ist eine differenzierten 
entwicklungs- und 
Lernstandsdiagnostik, die die 
Grundlage die die Grundlage für die 
Art, den Umfang und die Dauer der 
Förderung bildet. 
Das Sonderpädagogische 
Überprüfungsverfahren im Sinne 
einer Zuweisung/Etikettierung 
entfällt, wenn es kein 
sonderpädagogischen 
Überprüfungsverfahren gibt. 
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Eltern sind im Entscheidungsverfahren umfassend zu beraten; 
darin erstellte Gutachten sind ihnen in einer Ausfertigung 
auszuhändigen. Der Widerspruch und die Anfechtungsklage 
gegen eine Entscheidung nach diesem Absatz haben keine 
aufschiebende Wirkung.  

(3) Die Einschulung der Kinder erfolgt in der Regel in der allgemeinen 
Schule. Auf Antrag der Eltern kann ihr Kind die Förderschule 
besuchen.  

(4) Die Schulaufsichtsbehörde bestimmt X die zuständige Förderschule, 
wenn sich die Eltern für deren Besuch entschieden haben. Sie 
entscheidet ferner im Rahmen der personellen Voraussetzungen 
über Y die Gewährung von Sonderunterricht, wenn Schülerinnen 
oder Schüler auf Dauer oder für eine längere Zeit zum Besuch 
einer Schule nicht fähig sind oder auch in einer Förderschule 
nicht gefördert werden können.  

(5) Auf Antrag der Eltern bestellt die Schulaufsichtsbehörde für die 
Schülerinnen und Schüler mit Anspruch auf sonderpädagogische 
X Förderung einen Förderausschuss; ihm gehören an.  

1. die Fachberaterin oder der Fachberater für die sonderpädagogische 
Förderung oder eine vom Staatlichen Schulamt Beauftragte oder 
ein Beauftragter mit der Wahrnehmung des Vorsitzes,  

2. eine Lehrkraft der allgemeinen Schule,  
3. eine Vertreterin oder ein Vertreter des sonderpädagogischen 

Beratungs- und Förderzentrums,  

4. die Eltern des Kindes,  

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Bereich der 
Frühförderung oder des Kindergartens mit beratender 
Stimme, wenn das Kind eine Einrichtung dieser Art besucht 
hat,  

6. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schulträgers, wenn der 
inklusive Unterricht besondere räumliche und sächliche 
Leistungen erfordert,  

7. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schul- und Jugendhilfeträgers.  

(6) Der Förderausschuss gibt der Schule eine Empfehlung über einen 
dem festgestellten Anspruch auf sonderpädagogische X 
Förderung angemessenen Unterricht. Er hat ferner die 
Aufgabe, die allgemeine Schule bei der Förderung der 
Schülerin oder des Schülers mit Anspruch auf 
sonderpädagogische X Förderung zu beraten und den 
schulischen Bildungsweg zu begleiten.  

§ 55  
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen X Förderung  

Die nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen X Förderung 
insbesondere in Bezug auf allgemeine Grundsätze und Ziele, den 

individuellen Förderplan sowie die Gestaltung des Unterrichts 
erfolgt durch Rechtsverordnung. Hierbei kann geregelt werden, 
dass die inklusive Beschulung in den allgemeinen Schulen von 

einer angemessenen räumlichen Ausstattung abhängig X 
gemacht werden kann."  

3. § 61 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  
"(1) Kinder und Jugendliche mit Anspruch auf sonderpädagogische 
Förderung erfüllen die Vollzeitschulpflicht in der Regel durch den 
Besuch der allgemeinen Schule oder auf Wunsch der Eltern in der 
Förderschule X."  

X einfügen: in einer zu terminierenden 
Übergangszeit 
Y einfügen: spezifische Maßnahmen 

Wenn deutlich wird, dass Art, 
Umfang und Dauer der Förderung 
dem Ziel der Förderung nicht 
genügen ist auf Antrag der Eltern 
oder der Schule ein 
Förderausschuss zu bilden. Dieser 
gibt Empfehlungen über eine 
Veränderung der Förderung.

X einfügen: zu … führen muss 

X einfügen: in der Übergangszeit 

X einfügen: intensive 

X einfügen: intensive 

Y einfügen: intensive 

X einfügen: intensive 
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4. In § 171 Abs. 4 werden nach dem Wort "Formen" die Wörter "der 
inklusiven Beschulung nach dem siebten Abschnitt des dritten 
Teils und" eingefügt.  

5. An § 187 wird als Abs. 6 angefügt:  
"(6) Selbstständige Förderschulen oder Zweige, Abteilungen oder 

Klassen an allgemeinen Schulen mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen, die vor dem 1. August 2015 Schülerinnen und Schüler 
aufgenommen haben, können für eine Übergangszeit fortgeführt 
werden, die den Schülerinnen und Schülern ermöglicht, ihre 
Schullaufbahn ohne Schulwechsel fortzuführen. § 144a Abs. 3 
und 4 bleibt unberührt."  

Artikel 2  
Inkrafttreten  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft  
Begründung  
A. Allgemeiner Teil  
Jedes Kind hat Anspruch auf bestmögliche Bildung. Um dies zu 
erreichen, bedarf es grundsätzlicher Änderungen in unserem 
Bildungssystem. Denn die schulische Bildung in Hessen führt dazu, 
dass die Kinder von Beginn an in Bildungsgewinner und 
Bildungsverlierer aufgeteilt werden und der soziale Status der Eltern 
über die Bildungschancen der Kinder entscheidet. Es gelingt nicht, alle 
Begabungen eines Kindes zu entfalten. Zu viele Kinder werden zu früh 
auf ihrem individuellen Bildungsweg zurückgelassen. Zu wenige 
Kinder erreichen einen Abschluss, der ihnen die Chance auf einen hoch 
qualifizierten Berufsweg eröffnet.  
Dies gilt in besondere Weise für Menschen mit Behinderungen, die 
bisher in der Regel an sogenannten Förderschulen beschult wurden. Mit 
der UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderung hat 
nun jedes Kind einen Anspruch auf eine Beschulung in der 
Regelschule. Also ist es zwingend geboten, hier ein echtes Wahlrecht 
der Eltern für ihre Kinder einzuräumen - ein Ressourcenvorbehalt 
widerspricht der Konvention.  
 
B. Besonderer Teil  
Zu Art. 1  
Zu Nr.1  
Redaktionelle Folgeänderung im Inhaltsverzeichnis aufgrund der 
Neufassung des siebten Abschnitts.  
Zu Nr. 2  
Zu § 49  
In Abs. 1 werden die Regelungen von § 49 Abs. 1 übernommen.  
In Abs. 2 wird festgelegt, dass sonderpädagogische Förderung in der 
Regel in den allgemeinbildenden und beruflichen Schulen erfolgt. 
Allerdings wird auch sichergestellt, dass dem Elternwunsch nach 
Beschulung in Förderschulen Rechnung zu tragen ist. Die Eltern 
erhalten damit eine echte Wahlmöglichkeit.  
Zu § 50  
In § 50 erfolgt eine Klarstellung in der Überschrift und in Abs. 1, dass 
das Ziel der Inklusion gemäß VN-Konvention für Menschen mit 
Behinderung in den Blick genommen wird. Folglich wird der Terminus 
"Integration" durch den Terminus "Inklusion" ersetzt.  
In Abs. 2 wird die Zuständigkeit für die Einrichtung von Kleinklassen 
für Erziehungshilfe und Sprachheilklassen den kommunalen 
Schulträgern zugeordnet.  
In Abs. 3 wird bestimmt, dass Schulträger, Jugendhilfeträger und Land 

eine Kooperationsvereinbarung zur Umsetzung der Inklusion 
abzuschließen haben.  

In Abs. 4 wird bestimmt, dass ein regionales Förderbudget gebildet 
wird. Aus diesem wird sonderpädagogische Förderung 
finanziert.  

 

Dieser Abs. 5 entspricht den  
aufgeführten Überlegungen der UN-BRK!! 

Als separierendes System entspricht  
die Organisationsform Kleinklasse nicht  
der UN-BRK. 
Auf was würden sich die Zuständigkeiten 
Beziehen? 
Eine Konkretisierung wäre erforderlich.
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Zu § 51  
In Abs. 1 wird bestimmt, dass der inklusive Unterricht an den 
allgemeinbildenden Schulen in enger Abstimmung mit den 
Förderzentren durchgeführt wird und dabei Förderschullehrer 
eingebunden werden.  
In Abs. 2 wird bestimmt, dass der inklusive Unterricht an den 
allgemeinbildenden Schulen in integrierten und teilintegrierten 
Angeboten stattfindet.  
In Abs. 3 wird bestimmt, dass Förderschulen, die sich für Kinder ohne 

Anspruch auf sonderpädagogische Förderung öffnen und damit 
zu inklusiven Schulen werden, bei der 
Schulentwicklungsplanung voll zu berücksichtigen sind. Zu § 52  

Es erfolgt eine redaktionelle Änderung.  
Zu § 53  
In Abs. 1 werden die Aufgaben der Förderschulen und deren äußere 
Organisation X  näher bestimmt.  
In Abs. 2 werden die Aufgaben der sonderpädagogischen X 
Förderzentren näher bestimmt.  
In Abs. 3 bis 5 werden die Förderschwerpunkte näher bestimmt. 
Zugleich wird in Abs. 4 in Verbindung mit § 187 Abs. 6 das Auslaufen 
der selbst-ständigen Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
geregelt.  
Zu § 54  
In Abs. 1 und 2 werden die Grundsätze des Verfahrens zur Feststellung 

des Anspruchs auf sonderpädagogische Förderung näher 
bestimmt.  

In Abs. 3 sichert X ein weitreichendes Elternwahlrecht in der  Frage, ob 
das Kind sonderpädagogische Y Förderung an einer allgemeinbildenden 
Schule oder an einer Förderschule erhalten soll.  
In Abs. 4 wird das Verfahren der Zuordnung der Kinder mit Anspruch 
auf sonderpädagogische Förderung an die zuständige Förderschule 
sowie zum Sonderunterricht näher bestimmt.  
In Abs. 5 wird der Förderausschuss, der auf Antrag der Eltern Z 
eingerichtet wird, näher bestimmt.  
In Abs. 6 werden die Aufgaben des Förderausschuss nach Abs. 5 
definiert.  
Zu § 55  
Verordnungsermächtigung zur näheren Ausgestaltung der 

sonderpädagogischen X Förderung wird mit Vorgaben versehen.  
Zu Nr. 3  
Es handelt sich um eine klarstellende Folgeänderung zur Neufassung 
des § 49 Abs. 1.  
Zu Nr. 4  
Damit wird bestimmt, dass auch Schulen in freier Trägerschaft sich der 
inklusiven Beschulung öffnen müssen. Zur Wahrung des Grundsatzes 
der Privatschulautonomie aber nur der Rahmen festgelegt.  
Zur Nr. 5  
Auf die Begründung zu Nr. 1 § 53 Abs. 4 wird verwiesen.  
Zu Art. 2  
Dieser Artikel beinhaltet die Regelung über das Inkrafttreten.  
Wiesbaden 12. März 2012  
Der Fraktionsvorsitzende:  
Schäfer-Gümbel 
 

  

X einfügen: für die Übergangszeit

Siehe: Anmerkungen zu den 
Förderschwerpunkten 

X einfügen: für ein Überganszeit 
Y einfügen: intensive 
Z einfügen: oder der Schule 

X einfügen: intensiven 

X einfügen: intensive 
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